
5 09.09.17 Samstag, 9. September 2017 DWBE-HP
Belichterfreigabe: --Zeit:::
Belichter: Farbe:

DW_Dir/DW/DWBE-HP
09.09.17/1/Pol2 MAGERKOP 5% 25% 50% 75% 95%

DIE WELT SAMSTAG, 9. SEPTEMBER 2017 POLITIK 5

ANZEIGE

Z
wölf Jahre hat Wencke Sar-
rach der Bundeswehr ge-
dient. Und es lässt sich mit
Fug und Recht sagen: Als
Zeitsoldat – Sarrach legt

Wert auf die männliche Bezeichnung –
hat sie ihre Spuren hinterlassen in den
Streitkräften.

VON THORSTEN JUNGHOLT

Die heute 33-Jährige war 2003 eine
der ersten Frauen, die zum Fallschirm-
jäger ausgebildet wurden. Nach Offi-
zierslehrgang und Betriebswirtschafts-
studium avancierte sie zum Zugführer
beim Wachbataillon in Berlin. Als erster
weiblicher Gardeoffizier in der Bundes-
wehrgeschichte war sie es, die dem
scheidenden Bundespräsidenten Chris-
tian Wulff 2012 beim Großen Zapfen-
streich die Ehrenurkunde überreichte.

Ihre Karriere als Zeitsoldat beschloss
Sarrach 2015 als Prüfoffizier in einem
Karrierecenter, wo sie mit originellen
Ideen für die Nachwuchsgewinnung
auffiel. Im Juni 2015 schied sie aus der
Bundeswehr aus, um als Marketing-
leiterin bei einem Unternehmen in
Stuttgart anzuheuern. Der Truppe aber
blieb sie verbunden. Viele Freunde und
Bekannte sind oder waren bei der Bun-
deswehr – übrigens auch ihr Vater, der
als Major der Reserve diente und seiner
Tochter die Leidenschaft für den Solda-
tenberuf nahebrachte. Die endete auch
nicht mit dem beruflichen Abschied aus
der Truppe, als Reservist absolvierte
Sarrach regelmäßig Wehrübungen – was
„Loyal“, das Magazin des Reservisten-
verbandes, noch im Mai mit einem drei-
seitigen Report würdigte.

Doch damit soll nun plötzlich Schluss
sein. Die Bundeswehr will nicht mehr,
dass Wencke Sarrach die Uniform an-
zieht. Ende August erhielt sie ein
Schreiben des Landeskommandos Ba-
den-Württemberg. Darin heißt es, man
habe „absehbar keinen Bedarf an
Dienstleistungen von Frau Hauptmann
der Reserve Wencke Sarrach“. Mehr
noch: Der Posten in dem zivil-militäri-
schen Verbindungskommando, auf dem
sie bislang eingesetzt worden war, wer-
de dauerhaft gestrichen. Der offizielle

Grund dafür sind „Überbesetzungen“.
Zufälligerweise entdeckte Oberst Chris-
tian Walkling, der Kommandeur des
Landeskommandos, sein Überangebot
an Reservisten ausgerechnet, nachdem
Sarrach sich mit einem Gastbeitrag in
der WELT zu Wort gemeldet hatte. An-
fang Juli hatte sie darin den in der Trup-
pe verbreiteten Unmut über Ursula von
der Leyen (CDU) artikuliert.

„Eine Verteidigungsministerin, die
die ihr anvertrauten Soldaten unter Ge-
neralverdacht stellt, ihnen ein Füh-
rungs- und Haltungsproblem vorwirft,
ihnen mangels Vertrauen einen Maul-
korb verpasst, Rufschädigung einzelner
Soldaten betreibt, die ganze Karrieren
zerstört und die Verantwortung immer
ausschließlich bei anderen sucht, hat
die Truppe nicht verdient“, schrieb Sar-
rach und appellierte an die Kanzlerin,
die Bundeswehr von der Ministerin zu
erlösen. Das war eine harsche Kritik, die
Sarrach aus dem Leitbild des Staatsbür-
gers in Uniform ableitete. Dessen

Pflicht sei es, „selber zu denken und
nicht blind zu folgen. Die Bundeswehr
kennt keinen unbedingten Gehorsam.
Die letzte Entscheidungsinstanz jedes
Einzelnen bleibt sein Gewissen.“ Und
das hatte sie zur Feder greifen lassen.

Auf anschließende Anfrage der
„Bild“-Zeitung war Sarrach auch bereit,
ihre Meinung in einem Gespräch mit
der Ministerin zu erläutern. Doch von
der Leyen hatte kein Interesse an einer
Auseinandersetzung mit den Argumen-
ten des Reservisten. Das Landeskom-
mando Baden-Württemberg ebenfalls
nicht. Mehrere Kameraden berichteten
Sarrach, der Kommandeur wolle sie
nicht mehr in Uniform sehen. Offiziell
wird das dementiert. Auf Anfrage teilte
das Landeskommando mit, der Umgang
mit Sarrach habe nichts mit ihrer Mei-
nungsäußerung in der WELT zu tun. Es
gehe allein darum, dass es derzeit kei-
nen Personalbedarf gebe. Außerdem
gelte: „Ein Anspruch auf eine Heranzie-
hung zur Dienstleistung besteht nicht.“

ters verschoben. Dann gab er der WELT
ein Interview, in dem er in seiner Funk-
tion als Wissenschaftler die Rüstungs-
politik von der Leyens kritisierte. Auch
er fand deutliche Worte für das Wirken
der Ministerin, darunter „Unmündig-
keit“, „Gesinnungslosigkeit“ und „Er-
füllungspolitik im Parteienstaat“.

Noch am Erscheinungstag des Inter-
views erhielt Kerber einen Anruf von
Generalleutnant Frank Leidenberger,
dem Chef des Planungsamtes. Der teilte
dem Professor mit, er müsse gegenüber
seiner politischen Führung loyal sein
und sein Amt vor Unruhe schützen.
Zwei Tage später wurde Kerber von der
Wehrübung ausgeladen. Die offizielle
Begründung klang auch in diesem Fall
etwas anders: Er werde „aus truppen-
dienstlichen Gründen ausgeplant“. Spä-
ter wurde nachgeschoben, es habe „kein
Bedarf mehr an der Reservedienstleis-
tung“ bestanden. Kein Bedarf also, we-
der am Korvettenkapitän noch an der
Frau Hauptmann. Diese Formulierung

wird mit Bedacht gewählt, denn sie er-
schwert es, gegen den Bescheid juris-
tisch vorzugehen. Kerber versuchte es
dennoch. Er legte erst Widerspruch ein,
zog dann vor das Verwaltungsgericht
und das Bundesverwaltungsgericht – al-
les erfolglos. Zwar widersprach der
Richter der Einschätzung des Ministeri-
ums, Kerber habe „Schmähkritik“ geübt
und damit seine Loyalitätspflichten ver-
letzt. Dennoch könne er innerhalb der
Bundeswehr „destabilisierend“ wirken.

Aber der Professor gibt nicht auf. Er
absolviert seit 15 Jahren regelmäßig
Wehrübungen und will es auch künftig
tun – und zwar ohne sich als Privatper-
son oder Wissenschaftler den Mund ver-
bieten zu lassen. Vorige Woche reichte
er deshalb eine Verfassungsbeschwerde
ein. Es geht ihm dabei nicht mehr um
seine Übung, sondern um Grundsätzli-
ches: Kerber will vom Bundesverfas-
sungsgericht wissen, wie es um die
Grundrechte von Reservisten bestellt
ist. Er beklagt „eine weitreichende Ein-
schränkung des Grundrechts auf Mei-
nungsfreiheit gerade der Bürger, die sich
überobligatorisch für das Staatswohl
einzusetzen bereit sind“, wie es in der
Beschwerde heißt. Letztlich geht es ihm
auch um die Bundeswehr. „Denn ent-
steht und verfestigt sich erst der Ein-
druck, Reservisten müssten sich in der
Öffentlichkeit mit Meinungskundgaben
zurückhalten, kann dies Abschreckungs-
effekte für potenzielle Reservisten be-
wirken“, schreibt Kerber. Man könnte
auch sagen: Wenn Einberufungsbeschei-
de künftig unter der Bedingung stehen,
sich zuvor nicht kritisch über die Minis-
terin äußern zu dürfen, dann werden ge-
rade jene Reservisten, die das Leitbild
des Staatsbürgers in Uniform besonders
ernst nehmen, von der Truppe ausge-
schlossen.

Übrigens hat von der Leyen vor weni-
gen Monaten eine neue Personalstrate-
gie vorgelegt. Darin macht sich das Mi-
nisterium viele Gedanken darüber, wie
sich künftig mehr Reservisten gewinnen
lassen. Denn außerhalb des offenbar üp-
pig ausgestatteten Landeskommandos
in Baden-Württemberg herrscht ein
ausgeprägter Mangel an Staatsbürgern,
die ihrem Land freiwillig dienen wollen.

Kritische Staatsbürger? Bloß nicht!
Zwei Reservisten beschreiben den Unmut in der Bundeswehr über die Ministerin – und werden kaltgestellt

Wencke Sarrach 
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Markus C. Kerber

F
O

T
O

T
E

A
M

 G
E

Y
E

R

U
L

L
S

T
E

IN
 B

IL
D

/U
L

L
S

T
E

IN
 B

IL
D

Eine vergleichbare Erfahrung hat
Markus C. Kerber, 61, gemacht. Der Pro-
fessor für öffentliche Finanzwirtschaft
und Wirtschaftspolitik an der Techni-
schen Universität Berlin, ein Korvetten-
kapitän der Reserve, sollte vor zwei Jah-
ren auf Bitten des Planungsamtes der
Bundeswehr eine wissenschaftliche Ex-
pertise zur Flexibilisierung der Haus-
haltsplanung erstellen. Die dafür vorge-
sehene Wehrübung war aufwendig vor-
bereitet worden. Es hatte mehrere Tref-
fen gegeben, Kerber hatte sogar den
Vorlesungsbeginn des Sommersemes-


